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REZENSION

„Was soll ich wollen?“
Über studentische Politik in der ‚unternehmerischen Hochschule‘

Es ist allgemein bekannt, dass 
es Studierendenvertretungen ih-
ren jeweiligen politischen Vor-
gängergenerationen selten recht 
machen können. Dem Buch ist 
daher das Zitat eines ehemaligen 
taz-Bildungsredakteurs vorange-
stellt, von dem bekannt ist, dass 
er mit politischen Studierenden 
so gut wie immer über Kreuz 
lag: »Nichts los an der Uni. 
Kleinbürgerliche unpolitische 
Student_innen, selbstherrliche 
AStA-Fritzen und konzeptlose 
Wissenschaftsminister: So wird 
das nichts mit der Auseinander-
setzung um die Studiengebüh-
ren.« (Christian Füller in der taz 
vom 4.2.2005). Immerhin wur-
de seitdem die Rücknahme von 
Studiengebühren in sieben Bun-
desländern politisch erkämpft. 
Solchen Aussagen liegen in der 
Regel vor-wissenschaftliche, 
d.h. »gefühlte« Vergleiche zu-

grunde: am beliebtesten der mit 
der 68er-Bewegung. Gänzlich 
verzichtet wird auf eine Analyse 
der Anforderungen, Bedingun-
gen und Handlungszwänge, de-
nen Studierende in einer konkre-
ten Situation ausgesetzt sind. Da 
sich die Hochschul- und Studi-
enstrukturen im Zuge der Durch-
setzung der »unternehmerischen 
Hochschule« radikal verändern, 
ist aber aktuell gerade eine sol-
che Analyse überfällig. In dem 
Sinne schließt die vorliegende 
Veröffentlichung, hervorgegan-
gen aus einer Dissertation an der 
Universität Hamburg, eine Lü-
cke der politischen Diskussion 
und Erkenntnis. Der Autor ist ein 
langjähriger politischer Aktivist 
und ehemaliger Geschäftsführer 
des Aktionsbündnisses gegen 
Studiengebühren. Manchmal ist 
es ein Glücksfall, wenn sich po-
litische Erfahrung und theoreti-
sche Relexion verbinden.

Selbst- und
Fremdbestimmung

Der scheinbar paradoxe Ti-
tel (»Was soll ich wollen?«) ist 
programmatisch, da der Autor 
davon ausgeht, dass bei der Kon-
stituierung politischer Subjekti-
vitäten Momente von Selbst- und 
Fremdbestimmung zusammen 
wirken. Macht im modernen 
Kapitalismus ist nie nur ein ein-
dimensionales Oben-Unten von 
Herrschaft und Knechtschaft. 
Die interessante Frage ist dann 
immer, wie die Momente des 
»Selbst« sich derart politisieren 
und verallgemeinern können, 
dass sie die von den Herrschafts-
verhältnissen gesetzten Bedin-
gungen überschreiten oder min-
destens modiizieren.

Bevor diese Fragestellung an-
hand der neuen Strukturen der 

»unternehmerischen Hochschu-
le« diskutiert wird, ist der breit 
ausholende historische Ansatz 
des Autors besonders erwäh-
nenswert. In Anlehnung an die 
Gouvernementalitätstheorie von 
Foucault unterscheidet er histo-
risch drei Dispositive der Ver-
teilung inner-hochschulischer 
Macht: 1. die individualistische 
Selbstbestimmung, 2. die po-
litische Mitbestimmung, 3. die 
unternehmerische Partizipation. 
Die individualistische Selbst-
bestimmung ist weitgehend mit 
dem traditionellen Humboldt-
schen Bildungsbegriff identisch, 
kurz: die individuelle Relexion 
im Medium der Wissenschaft, 
die zu neuen Erkenntnissen (und 
individuellen Horizonten) führt. 
Für Humboldt waren hier Leh-
rende und Lernende grundsätz-
lich gleichgestellt. Was nichts 
daran änderte, dass bis in die 
60er Jahre des vorigen Jahrhun-
derts die Institutsleiter (Ordi-
narien) allein über die Belange 
der Hochschulen entschieden. 
Im Kontext des dynamischen 
Ausbaus der Hochschulen und 
unter dem politischen Einluss 
der Assistenten- und Studen-
tenbewegung, die ihre Beteili-
gungsansprüche geltend mach-
ten, wurde deren Macht in Frage 
gestellt. Ergebnis war die Grup-
penhochschule mit garantierten 
Mitbestimmungsrechten aller 
Statusgruppen. Dabei wurde 
der Gedanke der »Selbstbestim-
mung« keineswegs verworfen, 
sondern über den individuellen 
Aspekt hinaus politisiert, d.h. 
um den Gedanken der gesell-
schaftlichen Verantwortung 
der Wissenschaft ergänzt. Als 
adäquate Form dieser Verant-
wortungsübernahme galt die 
demokratische Selbstverwaltung 
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der Hochschule. Folglich ist die 
Gruppenhochschule nicht ledig-
lich technokratisch-juristische 
Innovation gegenüber dem Vor-
gängermodell, sondern auch Er-
gebnis politischen Handelns der 
Basis, wobei es »insbesondere 
die Studierenden waren, die über 
ihre Stellungnahmen und Akti-
vitäten zur Änderung der an die 
Hochschulen gestellten Anforde-
rungen beitrugen und somit als 
Akteure im (hochschul-)politi-
schen Kräftefeld der 1960er Jah-
re […] einen relevanten Anteil 
daran besaßen, dass ein neues 
Hochschulleitbild wirksam wur-
de.« 

Diese Periode politischer 
Mitbestimmung wird etwa im 
Zeitraum 1997–2013 von einem 
neuen Leitbild unternehmeri-
scher Partizipation abgelöst. 
Die Stunde der »unternehme-
rischen Hochschule« hat ge-
schlagen. Eine Blaupause gibt 
es dafür nicht. Das Leitbild 
setzte sich über etliche Versu-
che, gescheiterte Präsident_in-
nen und Nachkorrekturen 
durch. Rektoren und Präsiden-
ten, die nur top-down mit An-
ordnungen und Verboten agie-
ren, scheitern in der Regel. In 
den letzten Jahren hat sich eine 
Art Softpower herausgebildet, 
bei der auf Kommunikation 
mit den Hochschulmitglie-
dern stark geachtet und der 
Gedanke der Partizipation 
betont wird. Entscheidend 
bei diesen Vorgängen ist die 
Funktionsänderung des Studi-
ums und die Transformation 
der studentischen Rolle: vom 
Mitglied der Hochschule mit 
garantierten Rechten auf Mitbe-
stimmung und Repräsentation, 
legitimiert durch Wahlen, zu 
»Kunden« der Hochschule, die 
ihr Studium als individuelle In-
vestition in das eigene künftige 
»Humankapital« begreifen und 
dieses ständig in Konkurrenz mit 
anderen zu optimieren trachten. 
Tendenziell wird so der Gedanke 
der – individuellen und kollekti-
ven – Selbstbestimmung, in wel-

chem immer noch Anklänge an 
Emanzipation und Aufklärung 
nachwirken, durch den Gedan-
ken der »Selbststeuerung« (und 
Selbstoptimierung) ersetzt.

Individuelle Partizipation
Das heißt nun nicht, dass die 

traditionellen mitbestimmten 
Hochschulgremien sofort abge-
schafft werden, aber in ihrem 
Einluss erheblich geschwächt 
und an den Rand gedrängt. Die 
relevanten Entscheidungen, die 
an einer Hochschule zu tref-
fen sind, werden zunehmend 
durch Managementtechniken 
dominiert. Das modernere Ma-
nagement legt dabei aber gro-
ßen Wert auf die Betonung von 
Kommunikation und Partizipati-
on. Die Formen der Partizipati-

on entsprechen dabei allerdings 
exakt der Kundenrolle, wobei 
einem sofort Stiftung Warentest 
einfällt. Studierende dürfen Eva-
luationsbögen zwecks Lehrver-
anstaltungsbewertung ausfüllen, 
sich an Meinungsumfragen und 
Akkreditierungen beteiligen, auf 
ad hoc vom Präsidium einberu-
fene Hochschulversammlungen 
gehen, um dort mitzudiskutie-
ren usf. Dazu werden die Hoch-
schulmitglieder individualisiert 

angerufen. Diese Art der Parti-
zipation hat folglich mit garan-
tierten Rechten von Mitglieder-
gruppen der Hochschulen auf 
Selbstverwaltung und politische 
Mitbestimmung nichts mehr zu 
tun. Partizipation ist eine Ma-
nagementtechnik, welche der 
Integration in zentral entwickel-
te Strategien dient. Mit ergebnis-
offener Entscheidungsindung 
in demokratischen – oder semi-
demokratischen – Verfahren hat 
dies nichts mehr zu tun.

Breite Zufriedenheit ange-
sichts solcher Zustände und 
Angebote herrscht allerdings 
nirgendwo. Insbesondere an-
gesichts der administrativen 
Verkürzung und Verschulung 
des Studiums im sog. Bologna 
Prozess herrscht breite Unzu-

friedenheit. Diese war auch 
die Ursache für den bundes-
weiten Bildungsstreik 2009. 
Die Arbeit endet folglich mit 
qualitativen Interviews (»Stu-
dieren im Bachelor/Master-
System«) mit Studierenden, 
deren Ergebnisse noch einmal 
die Widersprüche zwischen je 
eigenen Interessen und An-
sprüchen und den suboptima-
len Angeboten der Hochschule 
beleuchten. »Zusammenfas-
send kann man davon aus-
gehen, dass die beschriebene 
Differenz zwischen studen-
tischem ›Wollen‹ und studi-
enorganisatorischem ›Sollen‹ 
von einem relevanten Teil der 
Studierenden wahrgenommen 
wird.« Zum Glück vermei-
det der Autor es, aus seinen 
Erkenntnissen einfache poli-

tische Rezepte und Ratschläge, 
»was politisch passieren müss-
te«, abzuleiten. Ihm gelingt es 
allerdings, die Widersprüche 
der »unternehmerischen Hoch-
schule« derartig exakt zu be-
leuchten, dass dieses nicht nur 
wissenschaftliche Erkenntnisse 
beschert, sondern auch – pers-
pektivisch – politische Schlüsse 
ermöglicht.
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